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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Im Jahr 2013 war in mehreren Kantonen der Beitritt zum verschärften
Hooligankonkordat debattiert worden. In drei Kantonen (Luzern, Neuenburg, Aargau)
konnte das im Vorjahr angenommene Konkordat in Kraft treten. Während im Kanton
Appenzell Ausserrhoden das Konkordat vom Kantonsrat angenommen und kein
Referendum ergriffen worden war, lief 2013 in den Kantonen Jura, Genf, Solothurn und
Freiburg noch die Referendumsfrist. Im Kanton Bern wurde erfolgreich das
Referendum ergriffen, was im Kanton Tessin nicht gelang. In Schaffhausen und Basel-
Landschaft gab zwar der Regierungsrat seine Zustimmung, jedoch waren die
Verschärfungen Ende 2013 noch nicht in Kraft getreten. Basel-Stadt war bislang der
einzige Kanton, in dem der Regierungsrat gar nicht erst auf die Revision eintrat. In den
drei Kantonen Glarus, Graubünden und Nidwalden wurde noch kein Entscheid gefällt. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2013
NADJA ACKERMANN

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg und Solothurn, zu denen sich später auch noch
der Jura gesellte, beschlossen, einen "Wirtschaftsraum Mittelland" zu gründen. In
diesem Rahmen soll die Zusammenarbeit v.a. im Bildungs-, Wirtschaftsförderungs- und
Verkehrsbereich verbessert und administrative Hindernisse zwischen den beteiligten
Kantonen abgebaut werden. Davon erhoffen sich die Initianten eine strukturelle und
wirtschaftliche Stärkung ihrer Region, welche ihre Chancen im Konkurrenzkampf mit
den besser gestellten Wirtschaftszentren Genf/Lausanne und Zürich vergrössern
würde. Das Projekt "Wirtschaftsraum Mittelland" fand nicht uneingeschränkte
Zustimmung. Regierungsvertreter aus dem Kanton Waadt meldeten ihre Befürchtungen
an, dass mit dieser, die Sprachgrenzen überschreitenden Zusammenarbeit die
Solidarität der Romandie geschwächt würde. Eine Beitrittseinladung beantworteten sie
ablehnend; immerhin bekundeten sie Interesse, sich an speziellen Projekten zu
beteiligen. Einen ähnlich ausgerichteten Zusammenarbeitsvertrag schlossen gegen
Jahresende die sechs Innerschweizer Kantone Luzern, Nid- und Obwalden, Schwyz, Uri
und Zug ab. (Zur Regionalpolitik siehe hier.) 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 18.12.1994
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Finanzausgleich

Auch 2013 gab es wie bereits in den Vorjahren einige Vorstösse, die auf eine Änderung
der Organisation des Finanzausgleichs zielten. Die im Vorjahr vom Ständerat
abgelehnte Schwyzer Standesinitiative (11.320) wurde 2013 vom Nationalrat sistiert, bis
der für Frühling 2014 erwartete zweite Wirksamkeitsbericht zur NFA vorliegt. Der
Schwyzer Vorschlag sieht eine neutrale Zone vor: Ressourcenschwache, aber über
genügend Eigenmittel verfügende Kantone, sollten keine Gelder erhalten. Für die
Interessen der Geberkantone und vor allem für eine verbesserte Wirksamkeit der NFA
will sich auch eine Ende 2013 eingereichte Standesinitiative des Kantons Nidwalden
einsetzen. Eine noch nicht behandelte Motion Pezzatti (fdp, ZG) (13.3170) verlangt
Mindestanforderungen für den Erhalt von NFA-Geldern und den Zwang der
Empfängerkantone zu einem rigideren Finanzhaushalt. Der Bundesrat empfiehlt die
Motion zur Ablehnung. Die NFA könne nur funktionieren, wenn die Mittel ohne
Zweckbindung ausgerichtet würden. Die kantonale Finanzpolitik müsse autonom
bleiben. Zwei bereits 2011 eingereichte Motionen Carobbio (sp, TI) (11.3262) und Fluri
(fdp, SO) (11.3504) wurden im Berichtsjahr abgeschrieben. Erstere hätte eine
progressive Gestaltung der Ausgleichsbeiträge der ressourcenstarken Kantone verlangt
während zweitere die Städte in die Evaluation der NFA einbeziehen wollte. Zwei Ende
2012 bzw. im März 2013 eingereichte Motionen Gössi (fdp, SZ) (12.3839) und Aeschi (svp,
ZG) (13.3095), die unter anderem eine Neuberechnung des Ressourcenindex unter
Berücksichtigung der tatsächlichen Ressourcenstärke (z.B. unter Berücksichtigung von

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 28.12.2013
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Einnahmequellen, Bundessubventionen und Lebenskosten) verlangen, wurden 2013
hingegen noch nicht behandelt. Ende Jahr räumte der Bund Fehlanreize bei der NFA
ein, die mit dem neuen Wirksamkeitsbericht im Frühjahr 2014 erörtert werden würden.
Geprüft werde insbesondere die Solidarhaftung. 3

Nachdem die Geberkantone bei der Festlegung der Beträge des Ressourcenausgleichs
den Nehmerkantonen unterlegen waren, entlud sich ihr Frust Ende 2015 gleich
mehrfach: Im Anschluss an die Schlussabstimmung zum Ressourcen- und
Lastenausgleich im Parlament meldeten mehrere Geberkantone Interesse an, das
Kantonsreferendum zu ergreifen, wobei jedoch nur die Kantone Nidwalden,
Schaffhausen, Schwyz und Zug diese Absicht auch umsetzten. Für ein Zustandekommen
des Kantonsreferendums hätten sich jedoch acht Kantone beteiligen müssen.
Gleichzeitig sammelte die SVP im Kanton Schwyz Unterschriften für ein
Volksreferendum, das aber ebenfalls nicht zustande kam. Im Kanton Zug forderten
bürgerliche Politiker, die Beiträge an den Ressourcenausgleich teilweise auf ein
Sperrkonto einzuzahlen und aus der KdK auszutreten. Denn obwohl das Parlament
einen von der KdK eingebrachten Kompromissvorschlag angenommen hatte, zeigten
sich die Geberkantone unzufrieden: Ihrer Ansicht nach seien die Ziele des
Finanzausgleichs erreicht, da heute jeder Kanton mehr Ressourcen habe als die
vereinbarten 85 Prozent des schweizerischen Durchschnitts. 

Die heftig geführte Parlamentsdebatte zum Ressourcenausgleich hatte das grosse
Sprengpotenzial verdeutlicht, das der Finanzausgleich in sich birgt. An der
Plenarversammlung der KdK im September 2015 ging es folglich darum, dafür zu sorgen,
dass die entsprechenden Verhandlungen in Zukunft weniger explosiv würden. Dazu
setzte die KdK eine politische Arbeitsgruppe Marty zur Erarbeitung von Vorschlägen zur
Optimierung des Finanzausgleichssystems Bund – Kantone ein. Ihren Namen erhielt die
Arbeitsgruppe durch ihren Vorsitzenden, den ehemaligen Finanzdirektor des Kantons
Schwyz, Franz Marty. Sie setzte sich aus je drei Regierungsmitgliedern aus
ressourcenstarken sowie aus ressourcenschwachen Kantonen zusammen. Am 17. März
2017 verabschiedeten die Kantonsregierungen den auf dem Schlussbericht dieser
Arbeitsgruppe beruhenden Antrag zur Optimierung des Finanzausgleichs, der die
Eckwerte der Kantone für das Gesamtpaket des Finanzausgleichs beinhaltete. So sollte
unter anderem die Ausgleichssumme aufgrund der Entwicklung der Disparitäten und
unter Berücksichtigung des Ausgleichsbedarfs festgelegt werden. Entsprechend sollte
die Ausgleichssumme nicht mehr durch von Mal zu Mal neu auszuarbeitende
Parlamentsentscheide, sondern durch fixe gesetzliche Vorgaben festgelegt werden und
die Mindestausstattung des ressourcenschwächsten Kantons garantieren. Diese
Garantie soll 86.5% des schweizerischen Durchschnitts betragen. 4

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturgefahren

Du 20 au 23 août, 17 cantons (Seuls les deux Appenzell, les deux Bâle, Genève,
Neuchâtel, Thurgovie et le Tessin ont été épargnés.) ont été touchés à des degrés divers
par de fortes intempéries. Le record de précipitations a été établi à Napf (BE) où l’on a
mesuré 187 millimètres ou litres d’eau par m2 en quarante-huit heures. À la différence
des orages d’été, ces intempéries se sont caractérisées par leur longue durée. Ces
intempéries ont eu pour origine une dépression durable qui ramenait de l’humidité
depuis la Méditerranée et qui ne s’éloignait que lentement vers l’Est. Le problème a été
aggravé par la douceur de l’air. Ainsi, la limite des chutes de neige ne s’est située
qu’entre 2500 et 3000 mètres. De ce fait, les précipitations ne sont pas tombées sous
forme de flocons. Elles ont coûté la vie à six personnes et ont causé des dégâts
considérables aux habitations et aux infrastructures. De nombreuses rivières sont
sorties de leur lit, provoquant des inondations ou des glissements de terrains. Les
habitants du quartier de la Matte en ville de Berne ont dû être évacués. La Vallée de
l’Entlebuch (LU) et celle d’Engelberg (OW) se sont retrouvées coupées du monde.
L’armée a engagé 1000 militaires et 11 hélicoptères pour venir en aide aux personnes
sinistrées. Après décompte, l’Association suisse d’assurances a estimé à 1,335 milliards
de francs le montant des dommages assurés auprès de ses membres. Les
établissements cantonaux d’assurance incendie, qui couvrent les dommages aux

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.11.2005
PHILIPPE BERCLAZ
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immeubles, les ont chiffrés à 665 millions. En collaboration avec les cantons, le Conseil
fédéral a évalué les dégâts aux infrastructures publiques (structures hydrauliques,
routes, chemins de fer) à 536 millions. Conformément à la loi, le CF a rappelé que la
Confédération prendra en charge les frais de reconstruction de routes principales et
d’autoroutes endommagées jusqu’à raison des trois quarts des coûts. Elle aidera aussi
les chemins de fer privés, mais pas les CFF, ni Swisscom. 
Uri, Obwald et Nidwald, trois cantons particulièrement touchés, ont demandé au
gouvernement une aide financière exceptionnelle. En fin d’année, le gouvernement a
décidé de libérer 251 millions de francs pour les dégâts occasionnés au domaine public
par les intempéries. Il s’est toutefois refusé à demander au parlement des crédits
spéciaux, vu la mauvaise santé financière de la Confédération (Ip.05.3472). 5

Obschon die Kantone seit 1991 den Auftrag haben, Gefahrenkarten zu erstellen, sind
erst 30% dieser Karten erstellt und nur 15% umgesetzt. Appenzell Innerrhoden, Glarus,
Nid- und Obwalden haben bereits rund zwei Drittel der Gefahrenkarten angefertigt;
dagegen sind die Kantone Jura, Waadt, Schwyz, Basel-Land, Aargau, St. Gallen und
Thurgau mit ihrer Dokumentation stark im Verzug. Am weitesten fortgeschritten sind
jene Kantone, die bisher am schwersten von Naturereignissen betroffen waren. 6

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 21.01.2006
MAGDALENA BERNATH

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Im Berichtsjahr hiessen die Parlamente weiterer neun Kantone (BE, GL, GR, JU, NE, NW,
SG, VD, VS) den Beitritt zum Konkordat für die Harmonisierung der obligatorischen
Schule (HarmoS) gut. Allerdings entdeckte die SVP mit dem Widerstand gegen HarmoS
ein Betätigungsfeld um ihre Opposition in der Bildungspolitik auszuleben und
bekämpfte die Harmonisierung der Volksschule mit Hilfe ihrer Kantonalparteien. 7

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.09.2008
ANDREA MOSIMANN

Aufgrund des ernüchternden Abstimmungsresultats im Nachbarkanton versuchten
Nidwalden, Schwyz und Uri HarmoS zu entschärfen. Zwar werden die Kinder weiterhin
grundsätzlich ab vier Jahren schulpflichtig, die Eltern können ihre Kinder aber in
Absprache mit den Schulverantwortlichen um ein Jahr zurückstellen. Die gleiche
Änderung hatte der Luzerner Kantonsrat drei Wochen vor der Abstimmung erfolglos
eingeführt. 8

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 16.12.2008
ANDREA MOSIMANN

Einen besonders schweren Stand hatte HarmoS in der Zentralschweiz. In Nidwalden
wurde der Beitritt zum Bildungskonkordat in der Volksabstimmung vom 8. Februar mit
einem Nein-Stimmenanteil von 62,3% abgelehnt. In Uri und Zug sprach sich die
Stimmbevölkerung ebenfalls gegen HarmoS aus. In den Urnengängen vom 27. September
wurde der Beitritt in Uri mit 68,9% und in Zug ganz knapp, mit 50,1% verworfen. In
Obwalden erachtete der Regierungsrat die Chancen für eine Zustimmung zum
Schulkonkordat als so schlecht, dass er beschloss, das Beitrittsverfahren vorerst zu
sistieren und im Kanton Schwyz weigerte sich der Kantonsrat, auf das Geschäft
einzutreten. Die SVP wertete diesen Widerstand gegen HarmoS als durchschlagenden
Erfolg gegen die „Gleichschaltung“ der Schulen, wie der Zürcher Nationalrat Ulrich
Schlüer sagte. Er forderte von den Bildungsdirektoren eine Rückbesinnung auf die
kantonale Autonomie im Bildungswesen. 9

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.02.2009
ANDREA MOSIMANN
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Berufsbildung

Im Sommer des Berichtsjahres wurde in den Kantonen Luzern, Uri, Ob- und Nidwalden
zum ersten Mal die dreijährige Hauswirtschaftslehre angeboten. Sie ersetzt das
Haushaltslehrjahr, welches – wird es dennoch absolviert – als Einstieg in das zweite
Jahr des neuen Lehrgangs angerechnet werden kann. Im Zusammenhang mit der
Einführung der Hauswirtschaftslehre konstituierte sich in Sursee (LU) der Berufs- und
Interessenverband Hauswirtschaft Zentralschweiz als juristische Trägerschaft. Mit der
Einbindung der Hauswirtschaft in das Schweizerische Berufsbildungssystem wurde die
Vernetzung mit anderen Berufen im Sozial- und Gesundheitsbereich sowie eine
Aufwertung der Hauswirtschaft an sich angestrebt. 10

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 16.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Hochschulen

Die Teilschulen der Hochschule Luzern sollen unter eine gemeinsame Direktion gestellt
werden. Der Konkordatsrat hat im Berichtsjahr eine entsprechende Vereinbarung in die
Vernehmlassung geschickt. Die Reorganisation kann nur umgesetzt werden, wenn die
Trägerkantone Luzern, Schwyz und Zug sowie die übrigen Konkordatskantone Uri, Ob-
und Nidwalden zustimmen. 11

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.07.2008
ANDREA MOSIMANN

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Sommer scheiterte eine in der Schweiz einmalige interkantonale Vereinbarung für
kulturelle Abgeltungen am Widerstand des Zuger Kantonsrats. Vorgesehen war, dass
Schwyz und Zug sich an den Defiziten der überregionalen Kulturzentren Zürichs
(Opernhaus, Schauspielhaus und Tonhalle) und Luzerns (Theater, Symphonieorchester
sowie Kultur- und Kongresszentrum) beteiligen. Vor sieben Jahren hatte Zug eine in den
Medien als vorbildlich gepriesene Pionierrolle gespielt, als es sich bereit erklärte,
freiwillig  CHF 1 Mio. für die Kulturhäuser in Luzern und Zürich zu zahlen. Diesen Betrag
will der Kanton weiterhin zur Verfügung stellen, ihn aber nicht, wie in der
Vereinbarung vorgesehen, erhöhen. Im November kündigten Uri, Nidwalden und
Obwalden an, sich am Lastenausgleich zu beteiligen. 12

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.07.2005
MAGDALENA BERNATH

Für eine jährliche finanzielle Unterstützung des Kulturangebotes der Kantone Zürich
und Luzern sprachen sich im Berichtsjahr die Kantone Uri, Zug und Aargau aus. Mit dem
Kanton Schwyz, welcher bereits im Vorjahr seine Teilnahme beschlossen hatte, kam
somit zum ersten Mal in der Schweiz eine interkantonale Vereinbarung zum
Kulturlastenausgleich zustande. Die vier Geberkantone werden die Kantone Zürich und
Luzern zukünftig mit insgesamt rund 10 Mio Fr. pro Jahr unterstützen. Der Kanton
Nidwalden, welcher die Vereinbarung nicht unterzeichnet hatte, beschloss einen
freiwilligen Beitrag von 3 Mio Fr. für den Zeitraum 2009-2011. Im Kanton Obwalden
wurde der Beitritt zum Kulturlastenausgleich mit einem jährlichen Beitrag von 500'000
Fr. im Februar vom Volk abgelehnt. 13

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2009
MARLÈNE GERBER

Was im Umfeld der Zentralschweizer Regierungskonferenz (ZH, LU, SZ, ZG, UR) im
Vorjahr als umstrittener bildungspolitischer Entscheid des Kantons Luzern begonnen
hatte, setzte sich im Berichtsjahr mit kulturpolitischen Retaliationsmassnahmen aus
dem Kanton Schwyz fort. Auf die Aufkündigung des Konkordats über die Pädagogische
Hochschule Zentralschweiz durch Luzern reagierte der Schwyzer Kantonsrat gegen den
Willen des Regierungsrats mit dem Ausstieg aus dem interkantonalen
Kulturlastenausgleich, an dem sich auch die Kantone Zürich, Zug, Aargau, Uri sowie
Luzern – und freiwillig Nid- und Obwalden – beteiligen. Über den Kulturlastenausgleich
gelangen sogenannte Abgeltungszahlungen der umliegenden Kantone an bedeutende
Kulturinstitutionen Zürichs (Opernhaus, Tonhalle, Schauspielhaus) und Luzerns (Kultur-
und Kongresszentrum, Luzerner Theater, Luzerner Sinfonieorchester). Mit der Schwyzer
Kündigung entgehen dem Kanton Luzern rund 0,8 Mio. CHF, dem Kanton Zürich gegen
1,3 Mio. CHF. 14

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 10.06.2011
SUZANNE SCHÄR
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